
 

 

Beschlüsse des Gemeinderates 
 
 
 
 am: 23. November 2022 
 
 Ort: Freistadt Rust – Seehof, Hauptstraße 31 
 
 Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:15 Uhr 
 
 

Die Tagesordnung lautet sohin:  
 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

2. Wahl der Mitglieder des Prüfungsausschusses; Bestellung des Obmannes und des Obmannstell-

vertreters 

3. Wahl der Mitglieder des Bau-, Umwelt-, Katastrophenschutzausschusses; Bestellung des Obman-

nes und des Obmannstellvertreters 

4. Wahl der Mitglieder des Finanz-, Recht- und Sozialausschusses; Bestellung des Obmannes und 

des Obmannstellvertreters 

5. Wahl der Mitglieder des, Schul-, Kindergarten-, Jugend- und Sportausschusses; Bestellung des 

Obmannes und des Obmannstellvertreters 

6. Wahl der Mitglieder des Landwirtschafts-, Wein-, Tourismus- und Kulturausschusses; Bestellung 

des Obmannes und des Obmannstellvertreters 

7. Wahl eines Umweltgemeinderates 

8. Wahl eines Jugendgemeinderates 

9. Wahl des Delegierten und des Ersatzdelegierten der Freistadt Rust für die Vollversammlung des 

WLV Nördl. Burgenland 

10. Wahl des Delegierten und des Ersatzdelegierten der Freistadt Rust für den Städtebund Burgenland 

11. Bestellung der Mitglieder des Beirates der Ruster Seebadbetriebsgesellschaft mbH. 

12. Bestellung der Mitglieder des Beirates der Ruster Liegenschaftserwerbs- und verwaltungs GmbH 

& Co KG 

13. RHV Region Neusiedler See West-Ufer; Entsendung von Personen mit beratender Funktion in 

der Mitgliederversammlung 

14. Bestellung des Kassenführers und Änderung der Zeichnungsberechtigung 

15. Zuteilung der Geschäfte an die Senatsmitglieder gemäß §§ 22 und 23 Abs. 3 Ruster Stadtrecht 

durch den Bürgermeister; Bericht 

16. Geschäftsordnung für den Gemeinderat; Beschluss 

17. Geschäftsordnung für den Stadtsenat; Beschluss 

18. Geschäftsordnung für den Prüfungsausschuss; Beschluss 

19. Geschäftsordnung für die Ausschüsse; Beschluss 

20. Generalsanierung Siedlungsgasse, Aufnahme eines Darlehns 

21. Verpachtung der Eigenjagd Rust 

22. Sitzungskalender 2023 

23. FZR; Aufnahme eines Tagesordnungspunktes gem. § 35 Abs. 4 Ruster Stadtrecht 
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1.) 
 

Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeinderatssitzung vom 04.08.2022 

 

Da das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 04.08.2022 nicht zeitgerecht in der Sitzungsmappe 

zur Durchsicht aufgelegen ist, wird dieser Tagesordnungspunkt vertagt und in der nächsten Sitzung 

behandelt. 

 

 

2.) 
Zl.: 004/5-2353-2022; Wahl der Mitglieder des Prüfungsausschusses, 

 Bestellung des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters                     

 

Antrag 1: Der Gemeinderat wolle beschließen, den Prüfungsausschuss mit 8 Mitgliedern einzurich-

ten. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 2: Der Prüfungsausschuss besteht aus folgenden Mitgliedern, welche von den entsendenden 

Fraktionen mit Stimmzettel zu wählen sind: 

 

SPÖ: GR Markus Grafl 

 GR Mario Popovits LL.M. 

 GR Mag. Michael Szöke 

 GR Maximilian Weiss BA 

 

ÖVP: GR Erwin Zehetner MBA 

 GR Harald Tremmel 

 

FZR: GR Mag. Sonja Kaiser 

FPÖ: GR Christian Ries 

 

Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“, von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf "Ja", vom FZR 

lauten 3 Stimmzettel auf „Ja“ und von der FPÖ lauten 2 Stimmzettel auf „Ja“. Die vorgeschlagenen 

Mitglieder sind somit gewählt. 

 

Antrag 3: Zum Obmann wird von der ÖVP Gemeinderat Erwin Zehetner MBA und zum Obmann-

Stellvertreter wird von der SPÖ Gemeinderat Mario Popovits LL.M. vorgeschlagen. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

3.) 
 

Zl.: 004/6-2354-2022, Wahl der Mitglieder des Bau-, Umwelt-, Katastrophenschutz- 

ausschusses; Bestellung des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters                        

 

Antrag 1: Der Gemeinderat wolle beschließen, einen Bau-, Umwelt-, und Katastrophenschutzaus-

schuss mit 8 Mitgliedern einzurichten. 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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Antrag 2: Der Bau-, Umwelt-, Katastrophenschutzausschuss besteht aus folgenden Mitgliedern, wel-

che von den entsendenden Fraktionen mit Stimmzettel zu wählen sind: 

 

SPÖ: Vzbgm. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht 

 GR Jörg Nemeth 

 GR Mario Popovits LL.M. 

 GR DI(FH) Harald Weiss 

  

ÖVP: GR Gerald Szivacz 

 GR Otto Ordelt 

 

FZR: GR Erhard Gabriel 

 

FPÖ: GR Christian Ries 

 

Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“, von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf "Ja", vom FZR 

lauten 3 Stimmzettel auf „Ja“ und von der FPÖ lauten 2 Stimmzettel auf „Ja“. Die vorgeschlagenen 

Mitglieder sind somit gewählt. 

 

Antrag 3: Zum Obmann wird Herr GR Erhard Gabriel und zum Obmann-Stellvertreter wird Herr 

Vzbgm. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht vorgeschlagen.  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

4.) 
 

Zl.: 004/7-2355-2022, Wahl der Mitglieder des Finanz-, Recht-,  und Sozialausschusses 

  Bestellung des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters                                                  

 

Antrag 1: Der Gemeinderat wolle beschließen, einen Finanz-, Recht-, und Sozialausschuss mit 8 Mit-

gliedern einzurichten. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 2: Der Finanz-, Recht-, und Sozialausschuss besteht aus folgenden Mitgliedern, welche von 

den entsendenden Fraktionen mit Stimmzettel zu wählen sind: 

  

SPÖ: Vzbmg. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht 

 StRin Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner 

 GR Mag. Michael Szöke 

 GR DI(FH) Harald Weiss 

  

ÖVP: GR Erwin Zehetner MBA 

 GR Otto Ordelt 

 

FZR: GR Mag. Sonja Kaiser 

 

FPÖ: GR Christian Ries 
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Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“, von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf "Ja", vom FZR 

lauten 3 Stimmzettel auf „Ja“ und von der FPÖ lauten 2 Stimmzettel auf „Ja“. Die vorgeschlagenen 

Mitglieder sind somit gewählt. 

 

Antrag 3: Zum Obmann wird Herr GR Erwin Zehetner MBA und zum Obmann-Stellvertreter Herr 

Vzbgm. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht vorgeschlagen.  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

5.) 
 

Zl.: 004/8-2356-2022, Wahl der Mitglieder des Schul-, Kindergarten-, Jugend- und  

Sportausschusses Bestellung des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters              

 

Antrag 1: Der Gemeinderat wolle beschließen, einen Schul-, Kindergarten-, Jugend- und Sportaus-

schuss mit 8 Mitgliedern einzurichten. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen.  

  

Antrag 2: Der Schul-, Kindergarten-, Jugend- und Sportausschuss besteht aus folgenden Mitgliedern, 

welche von den entsendenden Fraktionen mit Stimmzettel zu wählen sind: 

 

SPÖ:  StR.in Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner 

GR Markus Grafl 

GR Jörg Nemeth 

GR Maximilian Weiss BA 

 

ÖVP:  GR Gerald Szivacz 

  GR Harald Tremmel 

 

FZR:  GR Erhard Gabriel 

 

FPÖ:  GR Alexander Reinprecht 

 

Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“, von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf "Ja", vom FZR 

lauten 3 Stimmzettel auf „Ja“ und von der FPÖ lauten 2 Stimmzettel auf „Ja“. Die vorgeschlagenen 

Mitglieder sind somit gewählt. 

 

Antrag 3: Zur Obfrau wird GR Mag.a Viktoria Bachkönig, zum Obfrau-Stellvertreter GR Gerald 

Szivacz vorgeschlagen.  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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6.) 
 

Zl.: 004/9-2357-2022, Wahl der Mitglieder des Landwirtschafts-, Wein-, Tourismus- und 

Kulturausschusses; Bestellung des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters                     

 

Antrag 1: Der Gemeinderat wolle beschließen, einen Landwirtschafts-, Wein-, Tourismus- und Kul-

turausschuss mit 8 Mitgliedern einzurichten. 

  

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 2: Der Landwirtschafts-, Wein-, Tourismus- und Kulturausschuss besteht aus folgenden Mit-

gliedern, welche von den entsendenden Fraktionen mit Stimmzettel zu wählen sind: 

 

SPÖ: Vzbgm. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht 

 StR.in Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner 

 GR DI(FH) Harald Weiss 

 GR Maximilian Weiss BA 

 

ÖVP: Vzbgm. Georg Seiler 

 GR Gerald Szivacz 

 

FZR: Mag. Sonja Kaiser 

 

FPÖ: GR Christian Ries 

 

Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“, von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf "Ja", vom FZR 

lauten 3 Stimmzettel auf „Ja“ und von der FPÖ lauten 2 Stimmzettel auf „Ja“. Die vorgeschlagenen 

Mitglieder sind somit gewählt. 

 

Antrag 3: Zum Obmann wird Herr Vzbgm. Georg Seiler und zum Obmann-Stellvertreter GR Maxi-

milian Weiss BA vorgeschlagen.  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

7.) 
 

Zl.: 004/10-2358-2022; Wahl eines Umweltgemeinderates 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat wolle beschließen, Herrn Erhard Gabriel zum Umwelt-

gemeinderat der Freistadt Rust zu wählen. Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln.  

 

  19 Stimmzettel lauten auf „Ja“. Der Antrag ist somit einstimmig angenommen. 

 

8.) 

  

Zl.: 004/11-2359-2022; Wahl eines Jugendgemeinderates 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat wolle beschließen, Herrn Maximilian Weiss BA zum 

Jugendgemeinderat der Freistadt Rust zu wählen. Die Wahl erfolgt mit Stimmzetteln.  
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 19 Stimmzettel lauten auf „Ja“.  

Der Antrag ist somit einstimmig angenommen. 

 

9.) 

Zl.: 725-2360-2022, Wahl des Delegierten und des Ersatzmannes der Freistadt Rust 

 für die Vollversammlung des Wasserleitungsverbandes Nördl. Bgld.                          

 

Antrag: Als Vertreter für die Verbandsversammlung des WLV Nördliches Burgenland wird Herr 

Bürgermeister Mag. Gerold Stagl, als sein Stellvertreter Herr Vizebürgermeister Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) 

Johann Reinprecht nominiert, welche von der entsendenden Fraktion mittels Stimmzettel zu wählen 

sind. 

 

 9 Stimmzettel lauten auf „Ja“. Der Antrag ist somit einstimmig angenommen. 

 

10.) 
 

Zl.: 003/5-2361-2022, Wahl des Delegierten und des Ersatzdelegierten der Freistadt Rust 

 für die Landesgruppenkonferenz des Österreichischen Städtebundes                                   

 

Antrag: Als stimmberechtigte Delegierte für die Landesgruppenkonferenz Burgenland des österrei-

chischen Städtebundes wird Herr Vizebürgermeister Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht und als 

Stellvertreterin Frau StRin Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner, welche beide von der entsendenden 

Fraktion (SPÖ) mittels Stimmzettel zu wählen sind; sowie Herr Vizebürgermeister Georg Seiler und 

als Stellvertreter Herr GR Erwin Zehetner MBA, welche beide von der entsendenden Fraktion (ÖVP) 

mittels Stimmzettel zu wählen sind. 

 

Von der SPÖ lauten 9 Stimmzettel auf „Ja“ und von der ÖVP lauten 5 Stimmzettel auf „Ja“. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen.  
 

11.) 
 

 Zl.: 863-2362-2022, Bestellung der Mitglieder des  

 Beirates der Ruster Seebadbetriebsges. mbH           

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat wolle beschließen, dass BGM. Mag. Gerold Stagl, 

Vizebürgermeister Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht, Stadträtin Mag.a Viktoria Bachkönig-

Reiner, GR Mario Popovits LL.M., Vizebürgermeister Georg Seiler, GR Otto Ordelt, GR Mag. Sonja 

Kaiser und GR Christian Ries als kooptiertes Mitglied in der nächsten Generalversammlung der Rus-

ter Seebadbetriebsges. mbH zu Mitgliedern des Beirates der Ruster Seebadbetriebsgesellschaft mbH, 

bestellt werden.  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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12.) 
 

Zl.: 866-2363-2022; Ruster Liegenschaftserwerbs- und Verwaltungs 

GmbH & Co KG; Entsendung von Beiratsmitgliedern und Beiratsersatzmitgliedern 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat der Freistadt Rust wolle beschließen, dass nachstehende 

Damen und Herr des Gemeinderates als Beiratsmitglieder und Beiratsersatzmitglieder der Ruster Lie-

genschaftserwerbs- und Verwaltungs  GmbH & Co KG bestellt werden. 

 

Dies sind: 

 

SPÖ: Beiratsmitglieder:  BGM. Mag. Gerold Stagl 

      Vzbgm. Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Johann Reinprecht 

    StRin Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner 

    GR Maximilian Weiss BA 

 

SPÖ: Ersatzmitglieder: GR Markus Grafl 

    GR Jörg Nemeth 

    GR Mario Popovits LL.M. 

    GR Mag. Michael Szöke 

 

ÖVP: Beiratsmitglieder:  GR Gerald Szivacz 

GR Erwin Zehetner MBA 

ÖVP: Ersatzmitglieder: Vzbgm. Georg Seiler 

    GR Harald Tremmel 

 

FZR: Beiratsmitglied:  GR Mag. Sonja Kaiser 

FZR: Ersatzmitglied:  GR Erhard Gabriel 

 

FPÖ: Beiratsmitglied:  GR Alexander Reinprecht 

FPÖ: Ersatzmitglied:  GR Christian Ries  

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

13.) 
 

Zl.: 713-2364-2022, RHV Region Neusiedler See West-Ufer; Entsendung von 

 Personen mit beratender Funktion in der Mitgliederversammlung                      

 

Antrag: Der Gemeinderat wolle beschließen, dass Herr Vizebürgermeister Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Jo-

hann Reinprecht (SPÖ) und Vizebürgermeister Georg Seiler (ÖVP) als Personen mit beratender 

Funktion in die Mitgliederversammlung des Reinhalteverbandes Region Neusiedler See West-Ufer 

entsandt werden. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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14.) 
 

903-2365-2022, Bestellung des Kassenführers und Änderung der Zeichnungsberechtigung 
 

Antrag: Der Gemeinderat wolle beschließen, Herrn Hubert Weidenbacher, Leiter der Magistratsab-

teilung 1, zum Kassenführer zu bestellen. Als weitere Zeichnungsberechtigte werden Frau Tamara 

Cociancig (Buchhaltung), Herr Gemeinderat Harald Tremmel und Herr Gemeinderat DI (FH) Harald 

Weiss ermächtigt. 

 

 Die Wahl des Kassenführers lauten 19 Stimmzettel auf „JA“ 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

15.) 
 

Zl.: 004/1-2366-2022; Zuteilung der Geschäfte an die Senatsmitglieder gemäß 

 §§ 22 und 23 Abs. 3 Ruster Stadtrecht durch den Bürgermeister; Bericht           

 

Bericht: Gemäß § 22 und § 23 Abs. 3 des Ruster Stadtrechtes hat der Bürgermeister nachstehende 

Geschäfte den Senatsmitgliedern unter seiner Leitung zugeteilt: 

 

Vizebürgermeister Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Ing. Johann Reinprecht: 

 

Verkehrswesen, Straßen- und verkehrspolizeiliche Angelegenheiten, Örtliche Sicherheitspolizei, 

Feuerpolizeiliche Angelegenheiten, Planungsangelegenheiten, Hochbauangelegenheiten, Tiefbauan-

gelegenheiten (Straßen und Plätze), Straßenbeleuchtung, Straßen- und Gehsteigreinigung, Winter-

dienst (Schneebeseitigung, Glatteisbekämpfung, Streudienst), Abwasserbeseitigung (Kanal, Kläran-

lage), Öffentliche Grünanlagen, Bau- und Wirtschaftshof sowie, Versicherungen. 

 

Vizebürgermeister Georg Seiler: 

Weinbauangelegenheiten und Weinbauförderung, Buschenschank, Landwirtschaft, städtische Wein-

wirtschaft, wald- und flurpolizeiliche Angelegenheiten, Feldschutz, Wasserbauangelegenheiten 

(Hochwasserregulierung, Regenrückhaltebecken), landwirtschaftlicher Wegebau (Güterwege und 

Feldwege), Bäderhygiene, Marktpolizeiliche Angelegenheiten, lebensmittelpolizeiliche Angelegen-

heiten, Fleischbeschau, sanitätspolizeiliche Angelebenheiten, veterinärpolizeiliche Angelegenheiten, 

Veterinärwesen, Tierseuchen, Markt- und Messeangelegenheiten, öffentliche Waagen, Angelegen-

heiten des Tourismus und des Camping- und Mobilheimplatzwesens, Angelegenheiten des Veran-

staltungswesens 

 

Stadträtin Mag.a Viktoria Bachkönig-Reiner 

Angelegenheiten des Kindergartens, der Verwaltung des Kremayrhauses, Angelegenheiten der Ver-

waltung des Seehofes, Angelegenheiten der Verwaltung der Kinderspielplätze, Angelegenheiten des 

Friedhofs- und Bestattungswesens, Pflichtschulangelegenheiten, Berufsschulangelegenheiten, Studi-

enförderung, Volksbildung, Gesundheitsfürsorge und Mutterberatung. 

 

Stadtrat Maio Horvath 

Umwelt- und Klimaschutz, Naturschutzangelegenheiten, Nachhaltigkeit und Digitalisierung (Stor-

chenschutzprogramm), Abfallbeseitigung, Müllabfuhr, Angelegenheiten der Jagd und Fischerei, Alt-

stoffsammlung, Problemstoffsammlung, Biotoppflege. 
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Nachstehende Geschäfte werden vom Bürgermeister selbst erledigt: 

Gemeindevertretung, Verfassung (Ruster Stadtrecht), Verwaltungsführung, Rechtspflege, Rechts-

streitigkeiten, Ehrungen und Auszeichnungen, Organisation der Verwaltung, Aus- und Weiterbil-

dung, EDV, Wohnungsangelegenheiten, Personalangelegenheiten, Dienstrecht, Öffentlichkeitsarbeit 

(Presse, Hörfunk, Fernsehen, Ruster Nachrichten, Brief des Bürgermeisters), Finanz- und Rech-

nungswesen, Vermögensverwaltung, Kassa, Liegenschaftsverwaltung, Statistik, Personenstandsan-

gelegenheiten (Standesamt), Einwohnerwesen, Wahlangelegenheiten, Bezirksverwaltungsangele-

genheiten, Staatsbürgerschaft, Grundverkehrsangelegenheiten, Baubehörde und Baupolizei, Kultur 

(Kunst, Musik, Literatur, Veröffentlichungen, Publikationen, Gemeinschaftspflege, Heimatpflege, 

Stadtbildpflege, Denkmalpflege, Museum, Archiv), Sozialhilfe, Jugendfürsorge, Gesundheitsbe-

hörde, Bauwirtschaftsangelegenheiten, Förderung des Wohnungs- und Eigenheimbaues, Wohnbau-

förderungsangelegenheiten, Vermessungsangelegenheiten, Feuerwehr- und Katastrophenschutzan-

gelegenheiten, Katastrophenhilfe, Wirtschaftliche Unternehmungen und Beteiligungen (z.B. Ruster 

Seebadbetriebsgesellschaft.mbH, Ruster Liegenschaftserwerbs und Verwaltungs GmbH & co KG), 

Gemeindeverbände (Wasserleitungsverband Nördliches Burgenland, Burgenländischer Müllverband, 

Reinhalteverband Nördliches Burgenland), Militärwesen, Sport und Sportanlagen, Angelegenheiten 

der Städtepartnerschaften 

 

 Der Bericht wird zur Kenntnis genommen. 

 

16.) 
 

 Zl.: 004/3-2367-2022; Geschäftsordnung für den Gemeinderat; Beschluss 

 

Antrag des FZR gem. § 35 Abs. 4 Ruster Stadtrecht:  

Der Gemeinderat der Freistadt Rust möge beschließen: Die Geschäftsordnung des Gemeinderates soll 

abgeändert werden. Für die zukünftigen Sitzungen des Ruster Gemeinderates soll ein Jahreskalender 

der Gemeinderatssitzungen erstellt werden. Spätestens im Dezember soll vom Bürgermeister für das 

folgende Jahr ein Terminplan dem Gemeinderat vorgelegt werden. Dieser Terminplan soll mindes-

tens 1 Gemeinderatssitzung mit konkretem Datum pro Quartal enthalten. Der Jahreskalender soll an 

der Amtstafel und auf der offiziellen Website der Freistadt Rust veröffentlicht werden. 

 

Bürgermeister Mag. Gerold Stagl schlägt vor, den Terminkalender für die Gemeinderatssitzungen 

unter § 11 aufzunehmen. 

 

Herr GR Christian Ries stellt den Antrag, die Geschäftsordnung um folgenden Punkt zu erweitern: 

Ungeachtet der Bestimmungen des § 43 des Ruster Stadtrechts über die Abfassung von Verhand-

lungsschriften des Gemeinderats der Freistadt Rust, ist die Verhandlungsschrift nach Genehmigung 

durch den Gemeinderat am nächstfolgenden Amtstag in einem allgemein verwendbaren Format auf 

der offiziellen Homepage der Freistadt Rust zu veröffentlichen. 

Bei Tagesordnungspunkten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden, sind die für den Aus-

schluss der Öffentlichkeit maßgebenden Datensätze durch Platzhalter zu ersetzen oder sonst unkennt-

lich zu machen, sodass die Grundsätze des Datenschutzes gewahrt werden. 

 

Bürgermeister Mag. Gerold Stagl schlägt vor, diesen unter § 12 Geschäftsordnung einzufügen. 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat wolle nachstehende Geschäftsordnung für den Gemein-

derat beschließen: 
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Geschäftsordnung 

des Gemeinderates der Freistadt Rust 

 

Gemäß § 44 Abs.1 des Ruster Stadtrechtes, LGBl.Nr.57/2003 i.d.g.F., beschließt der Gemeinderat 

nachstehende 

 

GESCHÄFTSORDNUNG 

 

§ 1 

Eröffnung der Sitzung 

Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und leitet die Verhandlung. 

(2) Der Vorsitzende stellt fest, ob 

a) sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung eingeladen worden 

sind und 

b) mindestens zwei Drittel anwesend sind. 

(3) Im Falle von Ladungsmängeln (Abs. 2 lit. a) hat der Vorsitzende festzustellen, ob diese durch 

rechtzeitiges Erscheinen behoben worden sind; ist dies nicht der Fall, ist die Sitzung zu schließen. 

(4) Sind bei Eröffnung der Sitzung nicht zwei Drittel der Mitglieder des Gemeinderats anwesend 

(Abs. 2 lit. b), ist die Sitzung zu schließen. 

 

§ 2 

 

Verfahren nach erfolgter Feststellung der Beschlussfähigkeit (und vor Eingehen in die Tagesordnung) 

(1) Der Vorsitzende hat mitzuteilen, ob einzelne Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung (vor 

Beginn der Sitzung) abgesetzt worden sind. 

(2) Der Vorsitzende kann (abweichend von der bekanntgegebenen Tagesordnung) die Reihenfolge 

der Verhandlung der Geschäftsstücke bestimmen. 

(3) Der Vorsitzende hat zwei Gemeinderäte, die nach Möglichkeit verschiedenen Gemeinderatspar-

teien angehören sollen, zur Unterfertigung der Verhandlungsschrift zu bestimmen. 

(4) Sodann hat der Vorsitzende die Beantwortung der in der letzten Sitzung des Gemeinderats ge-

stellten Anfragen zu veranlassen, soweit dies nicht bereits schriftlich erfolgt ist. 

(5) Schließlich hat der Vorsitzende den Übergang zur Tagesordnung zu verkünden. 

(6) Der Vorsitzende hat festzustellen, ob gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der letzten Sitzung 

Einwendungen erhoben worden sind; gegebenenfalls ist hierüber nach Klärung des Sachverhaltes 

sofort Beschluss zu fassen, andernfalls hat der Vorsitzende festzustellen, dass die Verhandlungs-

schrift als genehmigt gilt. 

§ 3 

Tagesordnung 

 

(1) a) Grundlage der Verhandlungen ist die gem. § 35 Abs. 3 Ruster Stadtrecht bekanntgegebene 

Tagesordnung, falls nicht einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung abgesetzt worden 

sind. 

b) Der Bürgermeister ist verpflichtet, Gegenstände in die Tagesordnung der nächsten Gemeinderats-

sitzung aufzunehmen, deren Aufnahme von einer Gemeinderatspartei mit schriftlicher Zustimmung 

aller ihrer Mitglieder verlangt wird und der in den Wirkungsbereich des Gemeinderats fällt. 

(2) Auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderats kann der 

Gemeinderat einstimmig beschließen, dass ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung ab-

gesetzt wird. 
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(3) Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können über Antrag eines Mitgliedes des 

Gemeinderats mittels einstimmigen Beschlusses des Gemeinderats behandelt werden. 

(4) Anträge gem. Abs. 2 und 3 können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. 

(5) Eine Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt "Allfälliges" aufgenommene Angele-

genheit ist nur zulässig, wenn der Gemeinderat dessen Behandlung einstimmig beschließt. 

 

§ 4 

(Allgemeine) Rechte der Mitglieder des Gemeinderats 

 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderats sind berechtigt, in den Gemeinderatssitzungen 

a) zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 

b) Anträge zu stellen (Abs. 2), 

c) das Stimmrecht auszuüben (Abs. 3), 

d) Anfragen an 

aa) den Bürgermeister 

bb) die Mitglieder des Stadtsenates sowie 

cc) Ausschussvorsitzende 

zu richten (Abs. 4), 

e) in die Akten von Verhandlungsgegenständen Einsicht zu nehmen, 

f) gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift mündlich oder schriftlich 

Einwendungen zu erheben. 

(2) Anträge können 

a) inhaltlicher Art: zur einzelnen Verhandlungssache oder 

b) formeller Art: zur Tagesordnung (§ 7) oder zur Geschäftsordnung (§ 8) 

gestellt werden. 

(3) Alle Mitglieder des Gemeinderats haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Abstimmung 

erfolgt durch Erheben einer Hand, geheim, namentlich oder mittels Stimmzettels; hiebei erfolgt die 

Abgabe der Stimme durch Bejahung oder Verneinung des Antrags ohne Begründung. Stimmenthal-

tung gilt als Ablehnung. 

(4) Die Anfragen (Abs. 1 lit. d) sind spätestens in der nächsten Sitzung zu beantworten. Über begrün-

detes Verlangen des Anfragestellers sind die mündlichen Anfragen und Anfragebeantwortungen in 

die Verhandlungsschrift aufzunehmen.  Ein solches Verlangen ist unmittelbar nach der Fragestellung 

oder der Anfragebeantwortung zu stellen. 

 

§ 4a 

 

Die Mitglieder des Gemeinderates sind berechtigt, Anfragen an den Bürgermeister oder die Mitglie-

der des Stadtsenates in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt schriftlich beim 

Magistrat einzubringen. Die Anfrage hat die Person zu bezeichnen, an die sie gerichtet ist. 

 

Die schriftliche Anfrage ist längstens innerhalb von acht Wochen nach dem Einlangen schriftlich zu 

beantworten. Findet innerhalb dieser Frist eine Sitzung des Gemeinderats statt, so kann die Anfrage 

auch mündlich beantwortet werden. 

§ 5 

Berichterstatter 

 

Berichterstatter über die zur Verhandlung gelangenden Anträge sind: 

a) bei Anträgen des Bürgermeisters und des Stadtsenates 

aa) der Bürgermeister oder 

bb) ein vom Bürgermeister bestimmtes Mitglied des Gemeinderats 

oder Stadtsenates; 
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b) bei Anträgen der vom Gemeinderat bestellten Ausschüsse 

aa) der Obmann des betreffenden Ausschusses oder 

bb) das vom betreffenden Ausschuss aus seiner Mitte bestimmte 

Ausschussmitglied 

c) bei Petitionen und Beschwerden der Bürgermeister. 

 

§ 6 

Sitzungsablauf 

 

(1) Die Behandlung der Tagesordnung erfolgt unter Berücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 1 und § 

3 Abs. 2 bis 5 ergebenden Reihenfolge. 

(2) Der Vorsitzende ist jederzeit berechtigt, die Sitzung für bestimmte Zeit zu unterbrechen, wobei 

jedoch die Sitzung spätestens am nächsten Tag zu schließen ist. 

(3) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung des Sachverhaltes 

durch 

a) den Vorsitzenden, 

b) den Berichterstatter (§ 5), oder 

c) den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten Antrag 

zu stellen hat. 

(4) Anschließend erfolgt die vom Vorsitzenden geleitete Wechselrede, indem der Vorsitzende jedem 

durch Handerheben zum Wort gemeldeten Gemeinderatsmitglied in der Reihenfolge der Meldung 

das Wort erteilt. Wer, obwohl zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das 

Wort. 

(5) Jedem Redner steht es - sobald er das Wort erlangt - frei, einem anderen Mitglied des Gemeinde-

rats sein Rederecht unter Bedachtnahme auf § 8 Abs. 3 lit. c) abzutreten. 

(6) Ist die Reihe der Redner erschöpft, hat der Vorsitzende dem Berichterstatter (Antragsteller) das 

Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. 

 (7) Ergreift der Vorsitzende nach dem Schlusswort neuerlich das Wort zum Tagesordnungspunkt, so 

gilt die Wechselrede als wiedereröffnet. 

(8) Nach dem Schlusswort lässt der Vorsitzende über den Antrag abstimmen. Der Vorsitzende hat 

das Ergebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. Ist das Abstimmungsergebnis 

falsch wieder gegeben worden und der Vorsitzende hat diesen Irrtum sofort erkannt, hat er es sofort 

richtig zu stellen. 

(9) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderats bei der Behandlung eines Tagesordnungspunktes ver-

langt, so ist seine zu diesem Gegenstand geäußerte (abweichende Meinung) in die Verhandlungs-

schrift aufzunehmen. 

(10) Wenn die Tagesordnung erschöpft ist, hat der Vorsitzende die Sitzung zu schließen. 

 

§ 7 

Anträge zum Tagesordnungspunkt, Abstimmungsmodalitäten 

 

(1) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt sind: 

a) Hauptanträge, die den Inhalt eines Tagesordnungspunktes in bestimmter Weise zum Ausdruck 

bringen; 

b) Abänderungsanträge, die den Inhalt des Hauptantrages teilweise abändern oder ergänzen; 

c) Gegenanträge, die ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag zum Inhalt haben. 

(2) Die Anträge sind genau zu präzisieren und vom Schriftführer festzuhalten. 

(3) Die Anträge sind in folgender Reihenfolge abzustimmen: 

a) Abänderungsanträge sind vor dem Haupt- oder Gegenantrag abzustimmen; 

b) Bei Ablehnung des Abänderungsantrages ist über den Hauptantrag 

abzustimmen; 
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c) Bei Ablehnung des Hauptantrages ist über den Gegenantrag abzustimmen. Findet ein Antrag die 

Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, sodass über weitere Anträge zu diesem Gegenstand 

keine Abstimmung mehr durchgeführt werden darf. 

(4) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen bestimmt der Vorsitzende, welcher dieser Anträge 

zuerst zur Abstimmung gelangt. 

 

§ 8 

Anträge zur Geschäftsordnung 

 

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung sind - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit zu-

lässig; der Vorsitzende hat ihm sogleich das Wort zu erteilen. Die Redezeit darf fünf Minuten nicht 

übersteigen. 

 (2) Anträge zur Geschäftsordnung können - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit gestellt 

werden; sie sind sogleich in Verhandlung zu ziehen, wobei nur einem Für- und einem Gegenredner 

das Wort erteilt werden darf. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 

a) der Antrag auf Vertagung eines Tagesordnungspunktes; wird dieser Antrag angenommen, so ist 

der Gegenstand auf die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung zu nehmen, soferne der Ge-

meinderat nicht eine andere Vorgangsweise bestimmt; 

b) der Antrag auf Begrenzung der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden Debatten-

redner ist nicht zulässig; 

c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Gemeinderatsmitglied zu einem Gegenstand das 

Wort ergreifen darf; 

d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 

e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung; 

f) der Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit; 

g) der Antrag auf Schluss der Debatte; 

h) der Antrag auf Erteilung des Ordnungsrufes (§ 9 Abs. 5); 

i) der Antrag auf Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung (§ 3 Abs. 2); 

j) der Antrag auf Behandlung eines nicht auf der Tagesordnung stehenden Gegenstandes (§ 3 Abs. 

3); 

k) der Antrag auf Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ aufgenommene 

Angelegenheit. 

 

§ 9 

Sitzungspolizei 

 

(1) Der Vorsitzende hat für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung während der Sitzungen des 

Gemeinderats zu sorgen. Zu seiner Unterstützung hat der Gemeinderat aus seiner Mitte zwei Ordner 

nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes zu bestellen. 

(2) Der Vorsitzende kann während der Rede eines Gemeinderats das Wort ergreifen; sobald er zu 

sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen, bis der Vorsitzende seine 

Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann; nach Beendigung der 

Ausführungen des Vorsitzenden ist ihm wieder das Wort zu erteilen. 

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Vorsitzenden "zur Sache" nach sich. Nach 

dem dritten Ruf "zur Sache" kann der Vorsitzende den Redner unterbrechen und den Gemeinderat 

zur Beschlussfassung ohne Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(4) Wenn der Anstand oder die Sitte verletzt wird oder beleidigende Äußerungen gebraucht werden, 

kann der Vorsitzende die Missbilligung darüber durch den Ruf "zur Ordnung" entweder sofort, am 

Schluss der Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung aussprechen. In schwerwiegenden Fällen 
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kann der Ruf "zur Ordnung" sofort, und zwar auch nach Unterbrechung einer laufenden Rede ausge-

sprochen werden. Gilt der Ruf "zur Ordnung" einem Redner selbst, kann der Vorsitzende nach dem 

dritten Ruf „zur Ordnung“ die Rede unterbrechen und den Gemeinderat zur Beschlussfassung ohne 

Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(5) Ein Ruf "zur Sache" (Abs. 3) oder ein Ruf "zur Ordnung" (Abs. 4) kann von jedem Mitglied des 

Gemeinderats verlangt werden; hierüber hat der Vorsitzende zu entscheiden. 

(6) Die Zuhörer haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Sollten Zuhörer die Beratungen des Ge-

meinderats stören, so ist der Vorsitzende berechtigt, nach vorangegangener fruchtloser Ermahnung 

die Ruhestörer durch die Ordner (Abs. 1) aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen. 

 

§ 10 

Personenbezogene Ausdrücke 

 

Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen 

schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

 

§ 11 

 

Sitzungskalender 

 

Die Terminplanung für die Sitzungen des Gemeinderates für das folgende Kalenderjahr wird jeweils 

in der letzten Sitzung eines Jahres festgelegt und quartalsweise eine Sitzungswoche festgelegt. Die 

Sitzungen des Gemeinderates haben vorzugsweise an einem Donnerstag zu erfolgen. 

 

§ 12 

Veröffentlichung Gemeinderatsprotokolle 

 

Ungeachtet der Bestimmungen des § 43 des Ruster Stadtrechts über die Abfassung von Verhand-

lungsschriften des Gemeinderats der Freistadt Rust, ist die Verhandlungsschrift nach Genehmigung 

durch den Gemeinderat am nächstfolgenden Amtstag in einem allgemein verwendbaren Format auf 

der offiziellen Homepage der Freistadt Rust zu veröffentlichen. 

Bei Tagesordnungspunkten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden, sind die für den Aus-

schluss der Öffentlichkeit maßgebenden Datensätze durch Platzhalter zu ersetzen oder sonst unkennt-

lich zu machen, sodass die Grundsätze des Datenschutzes gewahrt werden. 

 

§ 13 

Inkrafttreten 

 

Diese Geschäftsordnung tritt am 25. November 2022 in Kraft. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Der Bürgermeister berichtet: Die Sitzungen für 2023 sollen in der 12., 25., 39. Und 50. Kalenderwo-

che stattfinden 
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17.) 
 

Zl.: 004/1-2368-2022; Geschäftsordnung für den Stadtsenat; Beschluss 

 

Antrag: Der Gemeinderat wolle nachstehende Geschäftsordnung für den Stadtsenat beschließen: 

 

Geschäftsordnung 

des Stadtsenates der Freistadt Rust 

 
Gemäß § 44 Abs.1 des Ruster Stadtrechtes, LGBl.Nr.57/2003 i.d.g.F., beschließt der Gemeinderat 

nachstehende 

 

GESCHÄFTSORDNUNG 

 

§ 1 

Eröffnung der Sitzung 

Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und leitet die Verhandlung. 

(2) Der Vorsitzende stellt fest, ob 

a) sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung eingeladen worden 

sind und 

b) mindestens zwei Drittel anwesend sind. 

(3) Im Falle von Ladungsmängeln (Abs. 2 lit. a) hat der Vorsitzende festzustellen, ob diese durch 

rechtzeitiges Erscheinen behoben worden sind; ist dies nicht der Fall, ist die Sitzung zu schließen. 

(4) Sind bei Eröffnung der Sitzung nicht zwei Drittel der Mitglieder des Gemeinderats anwesend 

(Abs. 2 lit. b), ist die Sitzung zu schließen. 

§ 2 

 

Verfahren nach erfolgter Feststellung der Beschlussfähigkeit (und vor Eingehen in die Tagesordnung) 

(1) Der Vorsitzende hat mitzuteilen, ob einzelne Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung (vor 

Beginn der Sitzung) abgesetzt worden sind. 

(2) Der Vorsitzende kann (abweichend von der bekanntgegebenen Tagesordnung) die Reihenfolge 

der Verhandlung der Geschäftsstücke bestimmen. 

(3) Der Vorsitzende hat ein Senatsmitglied, das nach Möglichkeit einer vom Vorsitzenden verschie-

denen Gemeinderatspartei angehören soll, zur Unterfertigung der Verhandlungsschrift zu bestimmen. 

(4) Sodann hat der Vorsitzende die Beantwortung der in der letzten Sitzung des Stadtsenates gestell-

ten Anfragen zu veranlassen, soweit dies nicht bereits schriftlich erfolgt ist. 

(5) Schließlich hat der Vorsitzende den Übergang zur Tagesordnung zu verkünden. 

(6) Der Vorsitzende hat festzustellen, ob gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der letzten Sitzung 

Einwendungen erhoben worden sind; gegebenenfalls ist hierüber nach Klärung des Sachverhaltes 

sofort Beschluss zu fassen, andernfalls hat der Vorsitzende festzustellen, dass die Verhandlungs-

schrift als genehmigt gilt. 

§ 3 

Tagesordnung 

 

(1) Grundlage der Verhandlungen ist die gem. § 35 Abs. 3 Ruster Stadtrecht bekanntgegebene Ta-

gesordnung, falls nicht einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung abgesetzt worden sind. 

(2) Auf Vorschlag des Vorsitzenden oder auf Antrag eines Mitgliedes des Stadtsenates kann der 

Stadtsenat einstimmig beschließen, dass ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung abge-

setzt wird. 
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(3) Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können über Antrag eines Mitgliedes des 

Stadtsenates mittels einstimmigen Beschlusses des Stadtsenates behandelt werden. 

(4) Anträge gem. Abs. 2 und 3 können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. 

(5) Eine Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt "Allfälliges" aufgenommene Angele-

genheit ist nur zulässig, wenn der Stadtsenat dessen Behandlung einstimmig beschließt. 

 

§ 4 

(Allgemeine) Rechte der Mitglieder des Stadtsenates 

 

(1) Die Mitglieder des Stadtsenates sind berechtigt, in den Senatssitzungen 

a) zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 

b) Anträge zu stellen (Abs. 2), 

c) das Stimmrecht auszuüben (Abs. 3), 

d) Anfragen an 

aa) den Bürgermeister 

bb) die Mitglieder des Stadtsenates zu richten (Abs. 4), 

e) in die Akten von Verhandlungsgegenständen Einsicht zu nehmen, 

f) gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift mündlich oder schriftlich 

Einwendungen zu erheben. 

(2) Anträge können 

a) inhaltlicher Art: zur einzelnen Verhandlungssache oder 

b) formeller Art: zur Tagesordnung (§ 7) oder zur Geschäftsordnung (§ 8) 

gestellt werden. 

(3) Alle Mitglieder des Stadtsenates haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Abstimmung 

erfolgt durch Erheben einer Hand, geheim, namentlich oder mittels Stimmzettels; hiebei erfolgt die 

Abgabe der Stimme durch Bejahung oder Verneinung des Antrags ohne Begründung. Stimmenthal-

tung gilt als Ablehnung. 

(4) Die Anfragen (Abs. 1 lit. d) sind spätestens in der nächsten Sitzung zu beantworten. Über begrün-

detes Verlangen des Anfragestellers sind die mündlichen Anfragen und Anfragebeantwortungen in 

die Verhandlungsschrift aufzunehmen.  Ein solches Verlangen ist unmittelbar nach der Fragestellung 

oder der Anfragebeantwortung zu stellen. 

 

§ 5 

Berichterstatter 

 

Berichterstatter über die zur Verhandlung gelangenden Anträge sind der Bürgermeister oder ein vom 

Bürgermeister bestimmtes Mitglied des Stadtsenates 

 

§ 6 

Sitzungsablauf 

 

(1) Die Behandlung der Tagesordnung erfolgt unter Berücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 1 und § 

3 Abs. 2 bis 5 ergebenden Reihenfolge. 

(2) Der Vorsitzende ist jederzeit berechtigt, die Sitzung für bestimmte Zeit zu unterbrechen, wobei 

jedoch die Sitzung spätestens am nächsten Tag zu schließen ist. 

(3) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung des Sachverhaltes 

durch 

a) den Vorsitzenden, 

b) den Berichterstatter (§ 5), oder 

c) den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten Antrag 

zu stellen hat. 
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(4) Anschließend erfolgt die vom Vorsitzenden geleitete Wechselrede, indem der Vorsitzende jedem 

durch Handerheben zum Wort gemeldeten Gemeinderatsmitglied in der Reihenfolge der Meldung 

das Wort erteilt. Wer, obwohl zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das 

Wort. 

(5) Jedem Redner steht es - sobald er das Wort erlangt - frei, einem anderen Mitglied des Stadtsenates 

sein Rederecht unter Bedachtnahme auf § 8 Abs. 3 lit. c) abzutreten. 

(6) Ist die Reihe der Redner erschöpft, hat der Vorsitzende dem Berichterstatter (Antragsteller) das 

Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. 

 (7) Ergreift der Vorsitzende nach dem Schlusswort neuerlich das Wort zum Tagesordnungspunkt, so 

gilt die Wechselrede als wiedereröffnet. 

(8) Nach dem Schlusswort lässt der Vorsitzende über den Antrag abstimmen. Der Vorsitzende hat 

das Ergebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. Ist das Abstimmungsergebnis 

falsch wieder gegeben worden und der Vorsitzende hat diesen Irrtum sofort erkannt, hat er es sofort 

richtig zu stellen. 

(9) Wenn es ein Mitglied des Stadtsenates bei der Behandlung eines Tagesordnungspunktes verlangt, 

so ist seine zu diesem Gegenstand geäußerte (abweichende Meinung) in die Verhandlungsschrift auf-

zunehmen. 

(10) Wenn die Tagesordnung erschöpft ist, hat der Vorsitzende die Sitzung zu schließen. 

 

§ 7 

Anträge zum Tagesordnungspunkt, Abstimmungsmodalitäten 

 

(1) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt sind: 

a) Hauptanträge, die den Inhalt eines Tagesordnungspunktes in bestimmter Weise zum Ausdruck 

bringen; 

b) Abänderungsanträge, die den Inhalt des Hauptantrages teilweise abändern oder ergänzen; 

c) Gegenanträge, die ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag zum Inhalt haben. 

(2) Die Anträge sind genau zu präzisieren und vom Schriftführer festzuhalten. 

(3) Die Anträge sind in folgender Reihenfolge abzustimmen: 

a) Abänderungsanträge sind vor dem Haupt- oder Gegenantrag abzustimmen; 

b) Bei Ablehnung des Abänderungsantrages ist über den Hauptantrag 

abzustimmen; 

c) Bei Ablehnung des Hauptantrages ist über den Gegenantrag abzustimmen. Findet ein Antrag die 

Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, sodass über weitere Anträge zu diesem Gegenstand 

keine Abstimmung mehr durchgeführt werden darf. 

(4) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen bestimmt der Vorsitzende, welcher dieser Anträge 

zuerst zur Abstimmung gelangt. 

 

§ 8 

Anträge zur Geschäftsordnung 

 

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung sind - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit zu-

lässig; der Vorsitzende hat ihm sogleich das Wort zu erteilen. Die Redezeit darf fünf Minuten nicht 

übersteigen. 

 (2) Anträge zur Geschäftsordnung können - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit gestellt 

werden; sie sind sogleich in Verhandlung zu ziehen, wobei nur einem Für- und einem Gegenredner 

das Wort erteilt werden darf. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 

a) der Antrag auf Vertagung eines Tagesordnungspunktes; wird dieser Antrag angenommen, so ist 

der Gegenstand auf die Tagesordnung der nächsten Stadtsenatssitzung zu nehmen, soferne der Stadt-

senat nicht eine andere Vorgangsweise bestimmt; 
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b) der Antrag auf Begrenzung der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden Debatten-

redner ist nicht zulässig; 

c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Stadtsenatsmitglied zu einem Gegenstand das 

Wort ergreifen darf; 

d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 

e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung; 

f) der Antrag auf Schluss der Debatte; 

g) der Antrag auf Erteilung des Ordnungsrufes (§ 9 Abs. 5); 

h) der Antrag auf Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung (§ 3 Abs. 2); 

i) der Antrag auf Behandlung eines nicht auf der Tagesordnung stehenden Gegenstandes (§ 3 Abs. 

3); 

j) der Antrag auf Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ aufgenommene 

Angelegenheit. 

 

§ 9 

Sitzungspolizei 

 

(1) Der Vorsitzende hat für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung während der Sitzungen des 

Stadtsenates zu sorgen.  

(2) Der Vorsitzende kann während der Rede eines Senatsmitgliedes das Wort ergreifen; sobald er zu 

sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen, bis der Vorsitzende seine 

Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann; nach Beendigung der 

Ausführungen des Vorsitzenden ist ihm wieder das Wort zu erteilen. 

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Vorsitzenden "zur Sache" nach sich. Nach 

dem dritten Ruf "zur Sache" kann der Vorsitzende den Redner unterbrechen und den Stadtsenat zur 

Beschlussfassung ohne Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(4) Wenn der Anstand oder die Sitte verletzt wird oder beleidigende Äußerungen gebraucht werden, 

kann der Vorsitzende die Missbilligung darüber durch den Ruf "zur Ordnung" entweder sofort, am 

Schluss der Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung aussprechen. In schwerwiegenden Fällen 

kann der Ruf "zur Ordnung" sofort, und zwar auch nach Unterbrechung einer laufenden Rede ausge-

sprochen werden. Gilt der Ruf "zur Ordnung" einem Redner selbst, kann der Vorsitzende nach dem 

dritten Ruf „zur Ordnung“ die Rede unterbrechen und den Stadtsenat zur Beschlussfassung ohne De-

batte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(5) Ein Ruf "zur Sache" (Abs. 3) oder ein Ruf "zur Ordnung" (Abs. 4) kann von jedem Mitglied des 

Stadtsenates verlangt werden; hierüber hat der Vorsitzende zu entscheiden. 

 

§ 10 

Personenbezogene Ausdrücke 

 

Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen 

schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Geschäftsordnung tritt am 25. November 2022 in Kraft. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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18.) 
 

Zl.: 004/5-2369-2022; Geschäftsordnung für den Prüfungsausschuss; Beschluss 

 

Antrag: Der Gemeinderat wolle nachstehende Geschäftsordnung für den Prüfungsausschuss beschlie-

ßen: 

 

Geschäftsordnung 

des Prüfungsausschusses der Freistadt Rust 

 

Gemäß § 44 Abs.1 des Ruster Stadtrechtes, LGBl.Nr.57/2003 i.d.g.F., beschließt der Gemeinderat 

nachstehende 

 

GESCHÄFTSORDNUNG 

 

§ 1 

Eröffnung der Sitzung 

Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Obmann eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und leitet die Verhandlung. 

(2) Der Obmann stellt fest, ob 

a) sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung eingeladen worden 

sind und 

b) mindestens zwei Drittel anwesend sind. 

(3) Im Falle von Ladungsmängeln (Abs. 2 lit. a) hat der Obmann festzustellen, ob diese durch recht-

zeitiges Erscheinen behoben worden sind; ist dies nicht der Fall, ist die Sitzung zu schließen. 

(4) Sind bei Eröffnung der Sitzung nicht zwei Drittel der Mitglieder des Prüfungsausschusses anwe-

send (Abs. 2 lit. b), ist die Sitzung zu schließen. 

 

§ 2 

 

Verfahren nach erfolgter Feststellung der Beschlussfähigkeit (und vor Eingehen in die Tagesordnung) 

 

(1) Der Obmann hat mitzuteilen, ob einzelne Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung (vor Be-

ginn der Sitzung) abgesetzt worden sind. 

(2) Der Obmann kann (abweichend von der bekanntgegebenen Tagesordnung) die Reihenfolge der 

Verhandlung der Geschäftsstücke bestimmen. 

(3) Der Obmann hat ein Mitglied des Prüfungsausschusses, das nach Möglichkeit einer vom Obmann 

verschiedenen Gemeinderatspartei angehören soll, zur Unterfertigung der Verhandlungsschrift zu be-

stimmen. 

(4) Sodann hat der Obmann die Beantwortung der in der letzten Sitzung des Prüfungsausschusses 

gestellten Anfragen zu veranlassen, soweit dies nicht bereits schriftlich erfolgt ist. 

(5) Schließlich hat der Obmann den Übergang zur Tagesordnung zu verkünden. 

(6) Der Obmann hat festzustellen, ob gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der letzten Sitzung 

Einwendungen erhoben worden sind; gegebenenfalls ist hierüber nach Klärung des Sachverhaltes 

sofort Beschluss zu fassen, andernfalls hat der Obmann festzustellen, dass die Verhandlungsschrift 

als genehmigt gilt. 
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§ 3 

Tagesordnung 

 

(1) Grundlage der Verhandlungen ist die gem. § 35 Abs. 3 Ruster Stadtrecht bekanntgegebene Ta-

gesordnung, falls nicht einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung abgesetzt worden sind. 

(2) Auf Vorschlag des Obmannes oder auf Antrag eines Mitgliedes des Prüfungsausschusses kann 

der Prüfungsausschuss einstimmig beschließen, dass ein Tagesordnungspunkt - ausgenommen ein 

solcher nach § 75 Abs. 3a Ruster Stadtrecht - von der Tagesordnung abgesetzt wird. 

(3) Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können über Antrag eines Mitgliedes des 

Prüfungsausschusses mittels einstimmigen Beschlusses des Prüfungsausschusses behandelt werden, 

es sei denn, dass es auf Grund der mangelnden Vorbereitungszeit nicht möglich ist, eine ordnungs-

gemäße Prüfung durchzuführen. 

(4) Anträge gem. Abs. 2 und 3 können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. 

(5) Eine Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt "Allfälliges" aufgenommene Angele-

genheit ist nur zulässig, wenn der Prüfungsausschuss dessen Behandlung einstimmig beschließt. 

 

§ 4 

(Allgemeine) Rechte der Mitglieder des Prüfungsausschusses 

 

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind berechtigt, in den Sitzungen des Prüfungsausschus-

ses 

a) zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 

b) Anträge zu stellen (Abs. 2), 

c) das Stimmrecht auszuüben (Abs. 3), 

d) Anfragen an den Prüfungsausschussobmann zu richten (Abs. 4), 

e) in die Akten von Verhandlungsgegenständen Einsicht zu nehmen, 

f) von den mit der Führung der verhandlungsgegenständlichen Angelegenheiten betrauten Organen 

und Gemeindebediensteten jede Auskunft zu verlangen, 

g) gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift mündlich oder schriftlich Einwendungen zu erheben, 

soweit sie nicht eine von der Mehrheit des Ausschusses abweichende Anschauung betreffen. 

 (2) Anträge können 

a) inhaltlicher Art: zur einzelnen Verhandlungssache oder 

b) formeller Art: zur Tagesordnung (§ 7) oder zur Geschäftsordnung (§ 8) gestellt werden. 

(3) Alle Mitglieder des Prüfungsausschusses haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Ab-

stimmung erfolgt durch Erheben einer Hand, geheim, namentlich oder mittels Stimmzettels; hiebei 

erfolgt die Abgabe der Stimme durch Bejahung oder Verneinung des Antrags ohne Begründung. 

Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 

(4) Die Anfragen (Abs. 1 lit. d) sind spätestens in der nächsten Sitzung zu beantworten. Über begrün-

detes Verlangen des Anfragestellers sind die mündlichen Anfragen und Anfragebeantwortungen in 

die Verhandlungsschrift aufzunehmen. Ein solches Verlangen ist unmittelbar nach der Fragestellung 

oder der Anfragebeantwortung zu stellen. 

 

§ 5 

Berichterstatter 

 

Berichterstatter über die zur Verhandlung gelangenden Anträge sind der Obmann des Prüfungsaus-

schusses oder das vom Prüfungsausschuss aus seiner Mitte bestimmte Ausschussmitglied. 
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§ 6 

Sitzungsablauf 

 

(1) Die Behandlung der Tagesordnung erfolgt unter Berücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 1 und § 

3 Abs. 2 bis 5 ergebenden Reihenfolge. 

(2) der Obmann ist jederzeit berechtigt, die Sitzung für bestimmte Zeit zu unterbrechen, wobei jedoch 

die Sitzung spätestens am nächsten Tag zu schließen ist. 

(3) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung des Sachverhaltes 

durch 

a) den Obmann, 

b) den Berichterstatter (§ 5), oder 

c) den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten Antrag zu stellen hat. 

(4) Anschließend erfolgt die vom Obmann geleitete Wechselrede, indem der Obmann jedem durch 

Handerheben zum Wort gemeldeten Ausschussmitglied in der Reihenfolge der Meldung das Wort 

erteilt. Wer, obwohl zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das Wort. 

(5) Jedem Redner steht es - sobald er das Wort erlangt - frei, einem anderen Mitglied des Ausschusses 

sein Rederecht unter Bedachtnahme auf § 8 Abs. 3 lit. c) abzutreten. 

(6) Ist die Reihe der Redner erschöpft, hat der Obmann dem Berichterstatter (Antragsteller) das 

Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. 

(7) Ergreift der Obmann nach dem Schlusswort neuerlich das Wort zum Tagesordnungspunkt, so gilt 

die Wechselrede als wiedereröffnet. 

(8) Nach dem Schlusswort lässt der Obmann über den Antrag abstimmen. Der Obmann hat das Er-

gebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. Ist das Abstimmungsergebnis falsch 

wiedergegeben worden und der Obmann hat diesen Irrtum sofort erkannt, hat er es sofort richtig zu 

stellen. 

(9) Wenn es ein Mitglied des Prüfungsausschusses bei der Behandlung eines Tagesordnungspunktes 

verlangt, so ist seine zu diesem Gegenstand geäußerte (abweichende Meinung) in die Verhandlungs-

schrift aufzunehmen. 

(10) Ist ein Mitglied des Prüfungsausschusses mit einer von der Mehrheit des Prüfungsausschusses 

abweichenden Anschauung auf Grund des § 2 Abs. 3 zur Unterfertigung der Verhandlungsschrift 

bestimmt worden, so hat der Obmann dies zu widerrufen und ein anderes Mitglied zur Unterfertigung 

zu bestimmen. 

(11) Wenn die Tagesordnung erschöpft ist, hat der Obmann die Sitzung zu schließen. 

 

§ 7 

Anträge zum Tagesordnungspunkt, Abstimmungsmodalitäten 

 

(1) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt sind: 

a) Hauptanträge, die den Inhalt eines Tagesordnungspunktes in bestimmter Weise zum Ausdruck 

bringen; 

b) Abänderungsanträge, die den Inhalt des Hauptantrages teilweise abändern oder ergänzen; 

c) Gegenanträge, die ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag zum Inhalt haben. 

(2) Die Anträge sind genau zu präzisieren und vom Schriftführer festzuhalten. 

(3) Die Anträge sind in folgender Reihenfolge abzustimmen: 

a) Abänderungsanträge sind vor dem Haupt- oder Gegenantrag abzustimmen; 

b) Bei Ablehnung des Abänderungsantrages ist über den Hauptantrag abzustimmen; 

c) Bei Ablehnung des Hauptantrages ist über den Gegenantrag abzustimmen. Findet ein Antrag die 

Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, sodass über weitere Anträge zu diesem Gegenstand 

keine Abstimmung mehr durchgeführt werden darf. 

(4) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen bestimmt der Obmann, welcher dieser Anträge 

zuerst zur Abstimmung gelangt. 
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§ 8 

Anträge zur Geschäftsordnung 

 

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung sind - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit zu-

lässig; der Obmann hat ihm sogleich das Wort zu erteilen. Die Redezeit darf fünf Minuten nicht 

übersteigen. 

(2) Anträge zur Geschäftsordnung können - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit gestellt 

werden; sie sind sogleich in Verhandlung zu ziehen, wobei nur einem Für- und einem Gegenredner 

das Wort erteilt werden darf. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 

a) der Antrag auf die - mit drei Viertel der Mitglieder des Prüfungsausschusses zu beschließende - 

Vertagung eines Tagesordnungspunktes; wird dieser Antrag angenommen, so ist der Gegenstand auf 

die Tagesordnung der nächsten Ausschusssitzung zu nehmen, soferne der Ausschuss nicht eine an-

dere Vorgangsweise bestimmt; 

b) der Antrag auf Begrenzung der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden Debatten-

redner ist nicht zulässig; 

c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Ausschussmitglied zu einem Gegenstand das 

Wort ergreifen darf; 

d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 

e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung; 

f) der Antrag auf Schluss der Debatte; 

g) der Antrag auf Erteilung des Ordnungsrufes (§ 9 Abs. 5); 

h) der Antrag auf Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung (§ 3 Abs. 2); 

i) der Antrag auf Behandlung eines nicht auf der Tagesordnung stehenden Gegenstandes (§ 3 Abs. 

3); 

j) der Antrag auf Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ aufgenommene 

Angelegenheit. 

 

§ 9 

Sitzungspolizei 

 

(1) Der Obmann hat für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung während der Sitzungen des 

Prüfungsausschusses zu sorgen. 

(2) Der Obmann kann während der Rede eines Prüfungsausschussmitgliedes das Wort ergreifen; so-

bald er zu sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen, bis der Obmann 

seine Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann; nach Beendi-

gung der Ausführungen des Obmannes ist ihm wieder das Wort zu erteilen. 

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Obmannes "zur Sache" nach sich. Nach dem 

dritten Ruf "zur Sache" kann der Obmann den Redner unterbrechen und den Prüfungsausschuss zur 

Beschlussfassung ohne Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(4) Wenn der Anstand oder die Sitte verletzt wird oder beleidigende Äußerungen gebraucht werden, 

kann der Obmann die Missbilligung darüber durch den Ruf "zur Ordnung" entweder sofort, am 

Schluss der Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung aussprechen. In schwerwiegenden Fällen 

kann der Ruf "zur Ordnung" sofort, und zwar auch nach Unterbrechung einer laufenden Rede ausge-

sprochen werden. Gilt der Ruf "zur Ordnung" einem Redner selbst, kann der Obmann nach dem drit-

ten Ruf "zur Ordnung" die Rede unterbrechen und den Prüfungsausschuss zur Beschlussfassung ohne 

Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(5) Ein Ruf "zur Sache" (Abs. 3) oder ein Ruf "zur Ordnung" (Abs. 4) kann von jedem Mitglied des 

Prüfungsausschusses verlangt werden; hierüber hat der Obmann zu entscheiden. 
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§ 10 

Personenbezogene Ausdrücke 

 

Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen 

schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Geschäftsordnung tritt am 25. November 2022 in Kraft. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

19.) 
 

Zl.: 004/4-2370-2022; Geschäftsordnung für die Ausschüsse; Beschluss 

 

Antrag: Der Gemeinderat wolle nachstehende Geschäftsordnung für die Ausschüsse beschließen: 

 

 

Geschäftsordnung 

der Ausschüsse (ausgenommen des Prüfungsausschusses der Freistadt Rust) 

 
Gemäß § 44 Abs.1 des Ruster Stadtrechtes, LGBl.Nr.57/2003 i.d.g.F., beschließt der Gemeinderat 

nachstehende 

 

GESCHÄFTSORDNUNG 

 

§ 1 

Eröffnung der Sitzung 

Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

(1) Der Obmann eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde und leitet die Verhandlung. 

(2) Der Obmann stellt fest, ob 

a) sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß zur Sitzung eingeladen worden 

sind und 

b) mindestens zwei Drittel anwesend sind. 

(3) Im Falle von Ladungsmängeln (Abs. 2 lit. a) hat der Obmann festzustellen, ob diese durch recht-

zeitiges Erscheinen behoben worden sind; ist dies nicht der Fall, ist die Sitzung zu schließen. 

(4) Sind bei Eröffnung der Sitzung nicht zwei Drittel der Mitglieder des Ausschusses anwesend (Abs. 

2 lit. b), ist die Sitzung zu schließen. 

 

§ 2 

Verfahren nach erfolgter Feststellung der Beschlussfähigkeit (und vor Eingehen in die Tagesordnung) 

 

(1) Der Obmann hat mitzuteilen, ob einzelne Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung (vor Be-

ginn der Sitzung) abgesetzt worden sind. 

(2) Der Obmann kann (abweichend von der bekanntgegebenen Tagesordnung) die Reihenfolge der 

Verhandlung der Geschäftsstücke bestimmen. 
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(3) Der Obmann hat ein Mitglied des Ausschusses, das nach Möglichkeit einer vom Obmann ver-

schiedenen Gemeinderatspartei angehören soll, zur Unterfertigung der Verhandlungsschrift zu be-

stimmen. 

(4) Sodann hat der Obmann die Beantwortung der in der letzten Sitzung des Ausschusses gestellten 

Anfragen zu veranlassen, soweit dies nicht bereits schriftlich erfolgt ist. 

(5) Schließlich hat der Obmann den Übergang zur Tagesordnung zu verkünden. 

(6) Der Obmann hat festzustellen, ob gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der letzten Sitzung 

Einwendungen erhoben worden sind; gegebenenfalls ist hierüber nach Klärung des Sachverhaltes 

sofort Beschluss zu fassen, andernfalls hat der Obmann festzustellen, dass die Verhandlungsschrift 

als genehmigt gilt. 

 

§ 3 

Tagesordnung 

 

(1) Grundlage der Verhandlungen ist die gem. § 35 Abs. 3 Ruster Stadtrecht bekanntgegebene Ta-

gesordnung, falls nicht einzelne Tagesordnungspunkte vor Beginn der Sitzung abgesetzt worden sind. 

(2) Auf Vorschlag des Obmann oder auf Antrag eines Mitgliedes des Ausschusses kann der Aus-

schuss einstimmig beschließen, dass ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung abgesetzt 

wird. 

(3) Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können über Antrag eines Mitgliedes des 

Ausschusses mittels einstimmigen Beschlusses des Ausschusses behandelt werden. 

(4) Anträge gem. Abs. 2 und 3 können bis zum Schluss der Sitzung gestellt werden. 

(5) Eine Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt "Allfälliges" aufgenommene Angele-

genheit ist nur zulässig, wenn der Ausschuss dessen Behandlung einstimmig beschließt. 

 

§ 4 

(Allgemeine) Rechte der Mitglieder des Ausschusses 

 

(1) Die Mitglieder des Ausschusses sind berechtigt, in den Ausschusssitzungen 

a) zu den einzelnen Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 

b) Anträge zu stellen (Abs. 2), 

c) das Stimmrecht auszuüben (Abs. 3), 

d) Anfragen an den Ausschussobmann zu richten, 

e) in die Akten von Verhandlungsgegenständen Einsicht zu nehmen, 

f) gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift mündlich oder schriftlich 

Einwendungen zu erheben. 

(2) Anträge können 

a) inhaltlicher Art: zur einzelnen Verhandlungssache oder 

b) formeller Art: zur Tagesordnung (§ 7) oder zur Geschäftsordnung 

(§ 8) gestellt werden. 

(3) Alle Mitglieder des Ausschusses haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Abstimmung 

erfolgt durch Erheben einer Hand, geheim, namentlich oder mittels Stimmzettels; hiebei erfolgt die 

Abgabe der Stimme durch Bejahung oder Verneinung des Antrags ohne Begründung. Stimmenthal-

tung gilt als Ablehnung. 

(4) Die Anfragen (Abs. 1 lit. d) sind spätestens in der nächsten Sitzung zu beantworten. Über begrün-

detes Verlangen des Anfragestellers sind die mündlichen Anfragen und Anfragebeantwortungen in 

die Verhandlungsschrift aufzunehmen. Ein solches Verlangen ist unmittelbar nach der Fragestellung 

oder der Anfragebeantwortung zu stellen. 
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§ 5 

Berichterstatter 

 

Berichterstatter über die zur Verhandlung gelangenden Anträge sind der Obmann des Ausschusses 

oder das vom Ausschuss aus seiner Mitte bestimmte Ausschussmitglied. 

 

§ 6 

Sitzungsablauf 

 

(1) Die Behandlung der Tagesordnung erfolgt unter Berücksichtigung der sich aus § 2 Abs. 1 und § 

3 Abs. 2 bis 5 ergebenden Reihenfolge. 

(2) Der Obmann ist jederzeit berechtigt, die Sitzung für bestimmte Zeit zu unterbrechen, wobei jedoch 

die Sitzung spätestens am nächsten Tag zu schließen ist. 

(3) Die Behandlung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit der Darstellung 

des Sachverhaltes durch 

a) den Obmann, 

b) den Berichterstatter (§ 5), oder 

c) den Antragsteller, der einen bestimmten und begründeten Antrag 

zu stellen hat. 

(4) Anschließend erfolgt die vom Obmann geleitete Wechselrede, indem der Obmann jedem durch 

Handerheben zum Wort gemeldeten Ausschussmitglied in der Reihenfolge der Meldung das Wort 

erteilt. Wer, obwohl zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das Wort. 

(5) Jedem Redner steht es - sobald er das Wort erlangt - frei, einem anderen Mitglied des Ausschusses 

sein Rederecht unter Bedachtnahme auf § 8 Abs. 3 lit. c) abzutreten. 

(6) Ist die Reihe der Redner erschöpft, hat der Obmann dem Berichterstatter (Antragsteller) das 

Schlusswort zu erteilen, auf das dieser jedoch verzichten kann. 

(7) Ergreift der Obmann nach dem Schlusswort neuerlich das Wort zum Tagesordnungspunkt, so gilt 

die Wechselrede als wiedereröffnet. 

(8) Nach dem Schlusswort lässt der Obmann über den Antrag abstimmen. Der Obmann hat das Er-

gebnis der Abstimmung sogleich festzustellen und zu verkünden. Ist das Abstimmungsergebnis falsch 

wiedergegeben worden und der Obmann hat diesen Irrtum sofort erkannt, hat er es sofort richtig zu 

stellen. 

(9) Wenn es ein Mitglied des Ausschusses bei der Behandlung eines Tagesordnungspunktes verlangt, 

so ist seine zu diesem Gegenstand geäußerte (abweichende Meinung) in die Verhandlungsschrift auf-

zunehmen. 

(10) Wenn die Tagesordnung erschöpft ist, hat der Obmann die Sitzung zu schließen. 

 

§ 7 

Anträge zum Tagesordnungspunkt, Abstimmungsmodalitäten 

 

(1) Anträge zu einem Tagesordnungspunkt sind: 

a) Hauptanträge, die den Inhalt eines Tagesordnungspunktes in bestimmter 

Weise zum Ausdruck bringen; 

b) Abänderungsanträge, die den Inhalt des Hauptantrages teilweise 

abändern oder ergänzen; 

c) Gegenanträge, die ein gänzlich anderes Begehren als der Hauptantrag 

zum Inhalt haben. 

(2) Die Anträge sind genau zu präzisieren und vom Schriftführer festzuhalten. 

(3) Die Anträge sind in folgender Reihenfolge abzustimmen: 

a) Abänderungsanträge sind vor dem Haupt- oder Gegenantrag abzustimmen; 

b) Bei Ablehnung des Abänderungsantrages ist über den Hauptantrag 
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abzustimmen; 

c) Bei Ablehnung des Hauptantrages ist über den Gegenantrag abzustimmen. Findet ein Antrag die 

Mehrheit, ist der Tagesordnungspunkt erledigt, sodass über weitere Anträge zu diesem Gegenstand 

keine Abstimmung mehr durchgeführt werden darf. 

(4) Bei zwei oder mehreren gleichartigen Anträgen bestimmt der Obmann, 

welcher dieser Anträge zuerst zur Abstimmung gelangt.  

 

§ 8 

Anträge zur Geschäftsordnung 

 

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung sind - ohne Unterbrechung eines Redners - jederzeit zu-

lässig; der Obmann hat ihm sogleich das Wort zu erteilen. Die Redezeit darf fünf Minuten nicht 

übersteigen. 

(2) Anträge zur Geschäftsordnung können - ohne Unterbrechung eines Redners jederzeit gestellt wer-

den; sie sind sogleich in Verhandlung zu ziehen, wobei nur einem Für- und einem Gegenredner das 

Wort erteilt werden darf. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung sind insbesondere: 

a) der Antrag auf Vertagung eines Tagesordnungspunktes; wird dieser Antrag angenommen, so ist 

der Gegenstand auf die Tagesordnung der nächsten Ausschusssitzung zu nehmen, soferne der Aus-

schuss nicht eine andere Vorgangsweise bestimmt; 

b) der Antrag auf Begrenzung der Redezeit; eine Begrenzung unter fünf Minuten für jeden Debatten-

redner ist nicht zulässig; 

c) der Antrag auf Festlegung der Anzahl, wie oft ein Ausschussmitglied zu einem Gegenstand das 

Wort ergreifen darf; 

d) der Antrag auf Sitzungsunterbrechung; 

e) der Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung; 

f) der Antrag auf Schluss der Debatte; 

g) der Antrag auf Erteilung des Ordnungsrufes (§ 9 Abs. 5); 

h) der Antrag auf Absetzung eines Verhandlungsgegenstandes von der Tagesordnung (§ 3 Abs. 2); 

i) der Antrag auf Behandlung eines nicht auf der Tagesordnung stehenden Gegenstandes (§ 3 Abs. 

3); 

j) der Antrag auf Beschlussfassung über eine im Tagesordnungspunkt „Allfälliges“ aufgenommene 

Angelegenheit. 

 

§ 9 

Sitzungspolizei 

 

(1) Der Obmann hat für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung während der Sitzungen des 

Ausschusses zu sorgen. 

(2) Der Obmann kann während der Rede eines Ausschussmitgliedes das Wort ergreifen; sobald er zu 

sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede so lange zu unterbrechen, bis der Obmann seine Aus-

führungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann; nach Beendigung der 

Ausführungen des Obmannes ist ihm wieder das Wort zu erteilen. 

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Obmannes "zur Sache" nach sich. Nach dem 

dritten Ruf "zur Sache" kann der Obmann den Redner unterbrechen und den Ausschuss zur Be-

schlussfassung ohne Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

(4) Wenn der Anstand oder die Sitte verletzt wird oder beleidigende Äußerungen 

gebraucht werden, kann der Obmann die Missbilligung darüber durch den Ruf "zur Ordnung" entwe-

der sofort, am Schluss der Sitzung oder am Beginn der nächsten Sitzung aussprechen. In schwerwie-

genden Fällen kann der Ruf "zur Ordnung" sofort, und zwar auch nach Unterbrechung einer laufenden 

Rede ausgesprochen werden. Gilt der Ruf "zur Ordnung" einem Redner selbst, kann der Obmann 
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nach dem dritten Ruf "zur Ordnung" die Rede unterbrechen und den Ausschuss zur Beschlussfassung 

ohne Debatte darüber auffordern, ob die Rede fortzusetzen ist. 

 

(5) Ein Ruf "zur Sache" (Abs. 3) oder ein Ruf "zur Ordnung" (Abs. 4) kann von jedem Mitglied des 

Ausschusses verlangt werden; hierüber hat der Obmann zu entscheiden. 

 

§ 10 

Personenbezogene Ausdrücke 

 

Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen 

schließen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Diese Geschäftsordnung tritt am 25. November 2022 in Kraft. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

20.) 
 

Zl.: 903-2371-2022, Generalsanierung Siedlungsgasse, Aufnahme eines Darlehens 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat wolle beschließen, für die Finanzierung des Projektes 

„Generalsanierung Siedlungsgasse“ sowie für die Umschuldung der Darlehen bei der UniCredit Bank 

Austria AG – AT31 12000 0100 2402 7533 mit einer aushaftenden Summe in Höhe von Euro 

520.065,94 und einer aktuellen Verzinsung von 2,361% und andererseits bei der Raiffeisenbank Neu-

siedlersee-Hügelland – AT31 3301 2012 0190 0125 mit einer aushaftenden Summe in Höhe von Euro 

264.940,22 und einer aktuellen Verzinsung von 2,699 % ein Darlehen in Höhe von EUR 1.400.000,- 

mit einer Laufzeit von 25 Jahren bei der Oberösterreichischen Landesbank AG, 4010 Linz, Rückzah-

lung in vierteljährlich gleichbleibenden Raten, mit Bindung an den 3-Monats-EURIBOR zuzüglich 

0,43 %-Punkte Aufschlag somit aktuell mit einer Verzinsung von 2,221 % aufgenommen werden. 

Das vorliegende Darlehensangebot bildet einen integrierenden Bestandteil des Beschlusses. Da sich 

die aushaftende Höhe der beiden umzuschuldenden Darlehen in der Zwischenzeit verringert hat, soll 

nur für den zum Zeitpunkt der Darlehenszuzählung aushaftenden Betrag der beiden umzuschulden-

den Darlehen die Umschuldung erfolgen, der Differenzbetrag ist umgehend vorzeitig zu tilgen. 

 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

21.) 
 

Zl.: 734-2372-2022; Verpachtung der Eigenjagd Rust 

 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat der Freistadt Rust wolle beschließen, einen Jagdpacht-

vertrag mit der „Jagdgesellschaft Eigenjagd Rust“ zu einem Pachtzins von jährlich € 6.500,-- für die 

nächste Jagdperiode – d.i. vom 1.2.2023 bis 31.12.2031 - abzuschließen. 

 

Antrag von StR. Mario Horvath: Antrag auf Vertagung des Tagesordnungspunktes 21 auf die nächste 

Gemeinderatssitzung, da die Unterlagen nicht vollständig einsehbar waren. 

 

Es folgt eine kurze Diskussion zu diesem Tagesordnungspunkt man einigt sich auf folgenden Antrag: 
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Antrag: Es wird festgehalten, dass heute um 15:00 Uhr die Abgabefrist für Offerte geendet hat. Die 

beiden vorliegenden Angebote gelten als eingelangt und eine Nachbesserung ist nicht zulässig. Somit 

wird der Tagesordnungspunkt 21 in die nächste Sitzung des Gemeinderates der Freistadt Rust vertagt. 

 

 Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

22.) 
 

Zl.: 004/3-2373-2022; Sitzungskalender 2023 

 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde bereits unter Tagesordnungspunkt 16 behandelt. 

 

23.) 
 

Zl.: 003/2-2374-2022; FZR; Aufnahme eines Tagesordnungspunktes 

gem. § 35 Abs. 4 Ruster Stadtrecht                                                       

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde bereits unter Tagesordnungspunkt 16 behandelt. 

 


